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Sachgebiet 29 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Statistik im Produzierenden Gewerbe 
— Drucksache 7/3372 — 


A. Zielsetzung 

Im Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Industrie und im 
Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 sind die Grundlagen für 
eine Statistik in diesem Bereich geschaffen worden. Der in der 
Folgezeit wachsende Informationsbedarf über den komplizierter 
werdenden Wirtschaftsprozeß führte zu weiteren statistischen 
Rechtsgrundlagen. Die Vielzahl der damit heute vorhandenen 
Rechtsgrundlagen, aus denen das Informationssystem der Indu- 
striestatistik besteht, sowie die inzwischen weiterhin gestie- 
genen nationalen und internationalen Anforderungen an eine 
„moderne Industriestatistik" machen ein den gesamten Bereich 
des Produzierenden Gewerbes abdeckendes konsistentes Erhe- 
bungssystem erforderlich. Das bedeutet, daß die im Bereich der 
Industriestatistik bestehenden Rechtsgrundlagen vereinheit- 
licht, abgestimmt und zusammengefaßt werden müssen. Da auch 
die fehlende internationale Vergleichbarkeit der industriestati- 
stischen Ergebnisse zunehmend als Mangel empfunden wurde, 
hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften die Richtlinie 
vom 30. Mai 1972 zur Durchführung koordinierter Konjunktur- 
statistiken in der Industrie und im warenproduzierenden 
Handwerk sowie die Richtlinie vom 6. Juni 1972 zur Durchfüh- 
rung koordinierter jährlicher Erhebungen über die Tätigkeit 
der Industrie erlassen, welche die Bundesrepublik Deutschland 
verpflichten, ein geschlossenes und international abgestimmtes 
System von kurz- und längerfristigen Erhebungen einschließlich 
Zensen zu kodifizieren. 


B. Lösung 

Dieses Gesetz faßt die bisher auf dem Gebiet der „Industrie- 
statistik" bestehenden Rechtsgrundlagen zusammen. Es werden 
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dadurch elf geltende Gesetze oder Verordnungen ersetzt. 
Gleichzeitig wird die „Industriestatistik" auf das neue, nunmehr 
in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft einheit- 
lich vorgesehene Erhebungssystem umgestellt. Um Störungen 
des Arbeitsablaufes und Engpässe in den statistischen Ämtern 
zu vermeiden, um die personellen und finanziellen Anforderun- 
gen zu strecken sowie um einen sicheren Übergang auf das 
neue System zu gewährleisten, erfolgt die Umstellung stufen- 
weise über mehrere Jahre verteilt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die zusätzlichen Kosten der vereinheitlichten und zusammen- 
gefaßten Statistik im Produzierenden Gewerbe betragen in der 
Endstufe, die voraussichtlich 1977 erreicht wird, nach einer mit 
den Statistischen Landesämtern abgestimmten Berechnung des 
Statistischen Bundesamtes jährlich insgesamt 7,8 Millionen DM, 
wobei auf den Bund 1,5 Millionen DM und auf die Länder 
6,3 Millionen DM entfallen. 

Die Mehrausgaben und der Stellenbedarf für den Bund sind in 
den Haushalten 1974 und 1975 sowie für die Jahre ab 1976 
im Finanzplan durch Zurückstellung anderer Statistiken berück- 
sichtigt. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Unland 


I. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 7/3372 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 162. Sitzung am 
10. April 1975 in erster Lesung beraten und an den 
Ausschuß für Wirtschaft federführend, den Innen- 
ausschuß mitberatend sowie an den Haushaltsaus- 
schuß mitberatend und gemäß § 96 GO überwiesen, 

Der Innenausschuß und der Haushalts aus schuß 
haben den Gesetzentwurf in ihren Sitzungen am 14. 
Mai 1975 beraten und ihm zugestimmt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in 
seiner Sitzung am 16. April 1975 beraten. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht ge- 
mäß § 96 GO gesondert erstatten, 

II, 

Statistische Erhebungen im Produzierenden Ge- 
werbe werden bisher sowohl aufgrund von gesetz- 
lichen Ermächtigungen als auch aufgrund von 
Rechtsverordnungen, deren Rechtsgrundlage das Ge- 
setz über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) 
vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) ist, durch- 
geführt. Nach diesem statistischen Gesetz können 
statistische Erhebungen im Wege der Rechtsverord- 
nung nur angeordnet werden, wenn die Kosten jähr- 
lich die Höhe von 500 000 DM je Statistik nicht über- 
steigen. Diese 1953 festgesetzte Höchstgrenze reicht 
nicht mehr aus. Hinzu kommt, daß regelmäßig wie- 
derkehrende Erhebungen, die zur Beobachtung des 
Konjunkturverlaufs notwendig sind, zweckmäßiger 
auf gesetzlicher Grundlage erfolgen, damit die Be- 
troffenen sich auch auf Dauer auf diese Erhebungen 
einrichten können. 

Der von der Bundesregierung jetzt vorgelegte 
Gesetzentwurf über die Statistik im Produzieren- 
den Gewerbe hat drei Zielrichtungen: 

1. Der Gesetzentwurf soll die Voraussetzungen für 
eine den nationalen Anforderungen entspre- 
chende moderne Industriestatistik schaffen. 

2. Der vorliegende Gesetzentwurf soll nunmehr 
sicherstellen, daß dauernde statistische Erhebun- 
gen ausschließlich auf gesetzlicher Grundlage 
durchgeführt werden. 

3. Mit der Vorlage des Gesetzentwurfs erfüllt die 
Bundesregierung schließlich die Verpflichtung, 
drei Richtlinien des Rates der EG über jährliche 
bzw. kurzfristigere Erhebungen in der Industrie 
in nationales Recht umzusetzen. 

Der Gesetzentwurf löst das Gesetz über die all- 
gemeine Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe sowie das Gesetz über die allgemeine Sta- 
tistik in der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft ab. 
Gleichzeitig entfallen neun weitere Rechtsvorschrif- 


ten, die aufgrund des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke erlassen wurden. 

Der Wirtschaftsausschuß hat bei mehreren Gele- 
genheiten darauf hingewiesen, daß das statistische 
Instrumentarium aus den 50er Jahren nicht mehr 
ausreicht, um die vielfältigen und sich in zahlrei- 
chen Stufen vollziehenden Abläufe im Produzieren- 
den Gewerbe so zu durchleuchten, daß der Bundes- 
regierung aktuelle Entscheidungshilfen für ihre kon- 
junktur- und strukturpolitischen Entscheidungen an 
die Hand gegeben werden. Die Vorlage der Bun- 
desregierung entspricht nach Auffassung des Aus- 
schusses den Anforderungen, die heute an ein mo- 
dernes statistisches Instrumentarium gestellt werden 
müssen. 

Obgleich durch die Neuregelung Erhebungen im 
Produzierenden Gewerbe nach einheitlichen Grund- 
sätzen durchgeführt werden sollen, kann nach Auf- 
fassung des Ausschusses entgegen der Ansicht des 
Bundesrates nicht auf bestimmte, bisher auch schon 
angewendete, Fachstatistiken verzichtet werden. 

Der Ausschuß hat es begrüßt, daß seine positive 
Wertung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
von den Verbänden der Wirtschaft, nämlich von der 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände, dem Deutschen Gewerkschaftsbund und dem 
Bundesverband der deutschen Industrie, geteilt wird. 

In seinen Beratungen hatte sich der Ausschuß da- 
her im wesentlichen mit den Einwendungen des 
Bundesrates zu der Regierungsvorlage zu beschäf- 
tigen. Bei seinen Erörterungen ist der Ausschuß da- 
von ausgegangen, daß auch der Bundesrat dem sach- 
lichen Anliegen des Gesetzentwurfs, nämlich die sta- 
tistischen Erhebungen in der Industrie zu moderni- 
sieren und zu vereinheitlichen, zustimmt. Bei allem 
Verständnis des Ausschusses für die Einwendungen 
des Bundesrates, die im wesentlichen auf den durch 
den Gesetzentwurf verursachten zunehmenden finan- 
ziellen sowie arbeitsmäßigen Belastungen der Län- 
der beruhen, glaubt der Ausschuß, daß durch die 
Zusage der Bundesregierung 

— die Fachstatistiken im Bereich Textil und Leder 
zu vereinfachen (die dazugehörigen Gesetzent- 
würfe sollen in Kürze vorgelegt werden) und 

— die bestehenden und geplanten Statistiken einer 
erneuten Prüfung hinsichtlich ihrer aktuellen 
und künftigen politischen Bedeutung sowie ihrer 
Kosten zu unterziehen, 

die wesentlichen Bedenken des Bundesrates aus- 
geräumt sind. 

Zur Verminderung des Arbeitsanfalls in den sta- 
tistischen Landesämtern hat der Ausschuß außerdem 
die Bundesregierung aufgef ordert, die nach § 12 auf- 
zubauende einheitliche Kartei auf ein Mindestmaß 
zu beschränken. 
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Der Wirtsdiaftsaussdiuß hat es bedauert, daß der 
Bundesrat aus Einsparungsüberlegungen vorgeschla- 
gen hat, die §§ 3 und 5 zu streichen. In diesen Vor- 
schriften sind die Erhebungstatbestände enthalten, 
die eine wesentliche Grundlage für gesamtwirt- 
schaftliche Entsdieidungen bilden. Nadi Auffassung 
des Ausschusses sollten sich Einsparungsüberlegun- 
gen des Bundesrates nicht in erster Linie auf solche 
Erhebungstatbestände erstrechen, die die Grundlage 
für wirtschaftspolitische Entscheidungen der Bundes- 
regierung bilden. Der Ausschuß ist dieser Meinung 
in Kenntnis der Tatsache, daß die Länder überwie- 
gend die Finanzlast der statistischen Erhebungen zu 
tragen haben. Er vertraut jedoch darauf, daß der 
Bundesrat bei seinen Überlegungen neben den 
finanziellen Lasten, die die Länder zu tragen haben, 
auch den Nutzen der statistischen Ergebnisse für 
die Gesamtwirtschaft in Betracht zieht. 


III. 

Zu den vom Ausschuß vorgeschlagenen Ände- 
rungen des Gesetzentwurfs: 

1. Zu §2 

Der neu eingefügte Buchstabe B entspricht der 
Fassung des Bundesrates. 

2. Zu § 6 Buchstabe A Ziff. 1 empfiehlt der Aus- 
schuß, Nummer 4 zu streichen, weil die Betriebe 
der Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasser- 
versorgung aufgrund ihrer neuen Einzugsver- 


fahren nicht in der Lage sind, die monatlichen 
Umsätze exakt anzugeben. 

3. Zu § 10 

Absätze 1 und 2 werden in der von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Fassung in ihrer Ge- 
genäußerung zu den Empfehlungen des Bundes- 
rates übernommen. 

Im Anschluß an die Neuordnung des Strafrechts 
wird vorgeschlagen, einen Absatz 6 einzufügen, 
wonach auch Personen, denen Einzelangaben auf- 
grund dieses Gesetzes zugeleitet werden, zur 
Geheimhaltung verpflichtet sind. 

4. In § 13 ist der Absatz 2 zum besseren Verständ- 
nis neu formuliert worden. 

5. Auf Vorschlag des Bundesrates wird in § 14 a 
eine Stadtstaatenklausel eingefügt. 

6. Zu § 16 

Mit Rücksicht auf den Zeitpunkt der Vorlage des 
Gesetzentwurfs beim Bundestag wird vorgeschla- 
gen, den Termin des Inkrafttretens auf den 
1. Januar 1976 festzusetzen, mit der Folge, daß 
die Termine in Absatz 2 auf den 1. Januar 1977 
bzw. auf den 30. Juni 1977 Zu ändern waren. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 


Bonn, den 16. Mai 1975 


Dr. Unland 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/3372 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Mai 1975 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Dr. Unland 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Statistik im Produzierenden Gewerbe 
— Drucksache 7/3372 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 


Entwurf eines Gesetzes über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


^ § 1 § 1 

Im Produzierenden Gewerbe, das den Bergbau, das unverändert 

Verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe und die 
Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversor- 
gung umfaßt, werden statistische Erhebungen als 
Bundesstatistik durchgeführt. 

1 . ABSCHNITT 1 • ABSCHNITT 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 


§2 

Erhebungen bei Betrieben 


§2 

Erhebungen bei Betrieben 


Die Erhebungen erfassen Die Erhebungen erfassen 

A. bei den produzierenden Betrieben von höchstens unverändert 
52 000 Unternehmen des Bergbaus und des Ver- 
arbeitenden Gewerbes sowie bei produzierenden 
Betrieben der anderen Unternehmen — jeweils 
ohne Baubetriebe und Betriebe der Elektrizitäts-, 

Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung — 

I. monatlich 

1. die tätigen Personen, 

2. die Arbeiterstunden, 

3. die Lohn- und Gehaltssummen, 

4. den Umsatz, 

5. den Auftragseingang, 

6. die Verbrauchsteuern, 

7. die Produktion für höchstens 1000 Waren- 
arten, 
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Entwurf 

8. den Bestand und Verbrauch an Brennstof- 
fen, 

9. den Bezug und Verbrauch sowie die Er- 
zeugung und Abgabe von Elektrizität; 

die Sachverhalte nach Nummern 1 und 4 bis 

6 werden auch für fachliche Betriebsteile er- 
faßt; 

IL vierteljährlich 

1. die gesamte Produktion 

2. die Reparatur-, Montage- und Lohnver- 
edelungsarbeiten ; 

III. jährlich 

1. die Investitionen, 

2. die Aufwendungen für gemietete und ge- 
pachtete Anlagegüter, 

3. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Er- 
zeugnisse am Anfang und Ende des Jah- 
res, 

4. den Auftragsbestand für fachliche Be- 
triebsteile; 


B. bei den übrigen produzierenden Betrieben — 
ohne Baubetriebe und Betriebe der Elektrizitäts-, 
Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung sowie 
ohne Handwerksbetriebe — 

jährlich 

I. für einen Berichtsmonat 

1 . die tätigen Personen, 

2. den Umsatz; 

IL für das vorhergehende Jahr 
den Umsatz. 

§3 

Erhebungen bei Unternehmen 

Die Erhebungen erfassen 
A. monatlich 

1. bei höchstens 10 000 Unternehmen des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes mit 
zwei und mehr Betrieben 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


B. bei den produzierenden Betrieben von höchstens 
65 000 Unternehmen des Bergbaus und des Ver- 
arbeitenden Gewerbes sowie bei produzierenden 
Betrieben der anderen Unternehmen — jeweils 
ohne Baubetriebe und Betriebe der Elektrizitäts-, 
Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung — 

alle vier bis sechs Jahre 

1 . die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltsummen, 

3. den Material- und Wareneingang; 

C. bei den übrigen produzierenden Betrieben — 
ohne Baubetriebe und Betriebe der Elektrizitäts-, 
Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung sowie 
ohne Handwerksbetriebe — 

jährlich 

1. für einen Berichtsmonat 

1 . die tätigen Personen, 

2. den Umsatz; 

IL für das vorhergehende Jahr 
den Umsatz. 

§3 

unverändert 
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Entwurf 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltsummen, 

3. den Umsatz; 

IL bei höchstens 3 000 Unternehmen des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes den 
Auftragsb estand ; 


B. jährlich 

I. bei höchstens 52 000 Unternehmen des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes, so- 
weit die Erhebung nicht nach Buchstabe C 
Ziff. I erfolgt, 

1. die Investitionen, 

2. die Aufwendungen für gemietete und ge- 
pachtete Anlagegüter, 

3. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Erzeug- 
nisse am Anfang und Ende des Jahres, 

4. den Verkaufserlös aus dem Abgang von 
Anlagegütern; 

II. bei höchstens 15 000 der nach Ziffer I erfaß- 
ten Unternehmen 

1. die tätigen Personen, 

2. den Umsatz, 

3. die selbsterstellten Anlagen, 

4. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Erzeug- 
nisse am Anfang und Ende des Jahres, 

5. den Material- und Wareneingang, 

6. die Kosten nach Kostenarten, 

7. die Umsatzsteuer, 

8. die Subventionen; 

III. bei den nach Ziffer II erfaßten Unternehmen 
mit 100 und mehr tätigen Personen für fach- 
liche Unternehmensteile 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltsummen, 

3. den Umsatz, 

4. die selbsterstellten Anlagen, 

5. die an andere Unternehmen und an fach- 
liche Unternehmensteile vergebenen 
Lohnarbeiten sowie die von diesen be- 
zogenen Dienstleistungen, 

6. die Lieferungen und Leistungen an fach- 
liche Unternehmensteile, 

7. den Bestand an fertigen und unfertigen 
Erzeugnissen am Anfang und Ende des 
Jahres, 

8. den Materialverbrauch; 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. 


Ausschusses 


C. alle 4 bis 6 Jahre 

I. bei höchstens 65 000 Unternehmen des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes, die 
nicht nach Buchstabe B Ziff. II erfaßt werden, 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltsummen, 

3. den Umsatz, 

4. die Investitionen, 

5. die Aufwendungen für gemietete und ge- 
pachtete Anlagegüter, 

6. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Erzeug- 
nisse am Anfang und Ende des Jahres, 

7. den Verkaufserlös aus dem Abgang von 
Anlagegütern, 

8. den Material- und Wareneingang, 

9. die vergebenen Lohnarbeiten, 

10. den Wert der sonstigen Vorleistungen, 

11. die gesetzlichen und freiwilligen Sozial- 
aufwendungen, 

12. die Steuern — ohne Einkommen-, Körper- 
schaft- und Vermögensteuer — , 

13. die Subventionen; 

II. bei höchstens 20 000 Unternehmen des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes 

den Material- und Wareneingang nach Arten. 


2. ABSCHNITT 2. ABSCHNITT 

Baugewerbe Baugewerbe 

§4 § 4 

Erhebungen bei Betrieben unverändert 

Die Erhebungen erfassen 

A. bei den Baubetrieben von höchstens 20 000 Un- 
ternehmen des Bauhauptgewerbes sowie bei Bau- 
betrieben der anderen Unternehmen — jeweils 
ohne ausbaugewerbliche Betriebe — 

1. monatlich 

1. die tätigen Personen, 

2. die Arbeitsstunden, 

3. die Lohn- und Gehaltsummen, 

4. den Umsatz, 

5. den Auftragseingang, 

6. die Produktion für höchstens 40 Waren- 
arten des Fertigbaus; 

die Sachverhalte nach Nummern 1, 2, 4 und 5 
werden auch für fachliche Betriebsteile er- 
faßt; 
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IL vierteljährlich 

1 . den Auftragsbestand, 

2. die gesamte Produktion der Fertigbau- 
betriebe f 

der Sachverhalt nach Nummer 1 wird auch 

für fachliche Betriebsteile erfaßt,- 

IIL jährlich 

1. die Arbeitgeberzulagen zur Vermögens- 
bildung, 

2. den Umsatz, 

3. die Geräteausstattung für einen Berichts- 
monat; 


B. bei den übrigen Baubetrieben — ohne ausbau- 
gewerbliche Betriebe — 

jährlich 

1. für einen Berichtsmonat 

1. die tätigen Personen, 

2. die Arbeitsstunden, 

3. die Lohn- und Gehaltsummen, 

4. den Umsatz, 

5. die Geräteausstattung f 

die Sachverhalte nach Nummern 1, 2 und 4 
werden auch für fachliche Betriebsteile erfaßt; 

IL für das vorhergehende Jahr 

1. die Arbeitgeberzulagen zur Vermögens- 
bildung, 

2. den Umsatz; 

C. bei ausbaugewerblichen Betrieben von Unterneh- 
men des Ausbaugewerbes sowie der anderen 
Unternehmen 

1. bei höchstens 5 000 Betrieben 

1. monatlich 

a) die tätigen Personen, 

b) die Arbeitsstunden, 

c) die Lohn- und Gehaltsummen, 

d) den Umsatz; 

2. jährlich 

für das vorhergehende Jahr 
den Umsatz; 

IL bei höchstens 10 000 Betrieben, die nicht nach 
Ziffer I erfaßt werden, 

jährlich 

1. für einen Berichtsmonat 

a) die tätigen Personen, 

b) die Arbeitsstunden, 
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c) die Lohn- und Gehaltsummen, 

d) den Umsatz; 

2. für das vorhergehende Jahr 
den Umsatz. 


§5 

Erhebungen bei Unternehmen 

Die Erhebungen erfassen 
A. jährlich 

I, bei höchstens 35 000 Unternehmen des Bau- 
gewerbes, soweit die Erhebung nicht nach 
Buchstabe B Ziff. I erfolgt, 

1 . die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltsummen, 

3. den Umsatz, bei Unternehmen des Bau- 
hauptgewerbes auch die Jahresbaulei- 
stung, 

4. die Investitionen, 

5. die Aufwendungen für gemietete und ge- 
pachtete Anlagegüter, 

6. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Erzeug- 
nisse am Anfang und Ende des Jahres, 

7. den Verkaufserlös aus dem Abgang von 
Anlagegütern; 

II. bei höchstens 4 000 der nach Ziffer I erfaßten 
Unternehmen 

1 . die tätigen Personen, 

2. den Umsatz, bei Unternehmen des Bau- 
hauptgewerbes auch die Jahresbaulei- 
stung, 

3. die selbsterstellten Anlagen, 

4. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Erzeug- 
nisse am Anfang und Ende des Jahres, 

5. den Material- und Wareneingang, 

6. die Kosten nach Kostenarten, 

7. die Umsatzsteuer, 

8. die Subventionen, 

9. die Fordenmgen aus Lieferungen und 
Leistungen am Anfang und Ende des Jah- 
res; 

III. bei den nach Ziffer II erfaßten Unternehmen 
mit 100 und mehr tätigen Personen für fach- 
liche Unternehmensteile 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehalt summen. 


§5 

unverändert 
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3. den Umsatz, bei bauhauptgewerblichen 
Unternehmensteilen auch die Jahresbau- 
leistung, 

4. die selbsterstellten Anlagen, 

5. die an andere Unternehmen und an 
fachliche Unternehmensteile vergebenen 
Lohnarbeiten sowie die von diesen be- 
zogenen Dienstleistungen, 

6. die Lieferungen und Leistungen an fach- 
liche Unternehmensteile, 

7. den Bestand an fertigen und unfertigen 
Erzeugnissen am Anfang und Ende des 
Jahres, 

8. den Materialverbrauch; 


B. alle 4 bis 6 Jahre 

1. bei höchstens 45 000 Unternehmen des Bauge- 
werbes, die nicht nach Buchstabe A Ziff. II 
erfaßt werden, 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltsummen, 

3. den Umsatz, bei Unternehmen des Bau- 
hauptgewerbes auch die Jahresbaulei- 
stung, 

4. die Investitionen, 

5. die Aufwendungen für gemietete und ge- 
pachtete Anlagegüter, 

6. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Erzeug- 
nisse am Anfang und Ende des Jahres, 

7. den Verkaufserlös aus dem Abgang von 
Anlagegütern, 

8. den Material- und Wareneingang, 

9. die vergebenen Lohnarbeiten, 

10. den Wert der sonstigen Vorleistungen, 

11. die gesetzlichen und freiwilligen Sozial- 
aufwendungen, 

12. die Steuern — ohne Einkommen-, Körper- 
schaft- und Vermögensteuer — , 

13. die Subventionen, 

14. die Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen am Anfang und Ende des Jah- 
res; 

11. bei höchstens 10 000 Unternehmen des Bauge- 
werbes 

den Material- und Wareneingang nach Arten. 
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3. ABSCHNITT 

£lektrizitäts-r Gas-, Fernwärme- 
und Wasserversorgung 


3. ABSCHNITT 

Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- 
und Wasserversorgung 


§6 


§6 


Erhebungen bei Betrieben und Unternehmen Erhebungen bei Betrieben und Unternehmen 


Die Erhebungen erfassen 
A. monatlich 

L bei den Betrieben der Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgung von höch- 
stens 1 000 Unternehmen dieses Bereichs so- 
wie bei den Betrieben der Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgung der Un- 
ternehmen der anderen Bereiche 

1. die tätigen Personen, 

2. die Arbeiterstunden, 

3. die Lohn- und Gehaltsummen, 

4. den Umsatz; 

die Sachverhalte nach Nummern 1 und 4 wer- 
den auch für fachliche Betriebsteile erfaßt; 

II. bei den Unternehmen der Elektrizitäts-, Gas- 
und Wasserversorgung sowie bei anderen 
Unternehmen, die brennbare Gase erzeugen, 
gewinnen, beziehen, umwandeln, speichern 
oder abgeben, 

1. für die fachlichen Betriebsteile der Elektri- 
zitätsversorgung 

a) die Erzeugung, den Bezug und die Ab- 
gabe von Elektrizität, 

b) die Ein- und Ausfuhr von Elektrizität, 

c) die Leistung und Belastung der Anla- 
gen zur Erzeugung, zum Bezug und zur 
Abgabe von Elektrizität und von Wär- 
me, 

d) den Bezug und den Verbrauch von 
Brennstoffen zur Erzeugung von Elek- 
trizität und Wärme sowie deren Be- 
stände, 

e) die Vorräte an Speicherwasser für die 
Erzeugung von Elektrizität; 

2. für die fachlichen Betriebsteile der Gas- 
versorgung 

a) die Erzeugung, die Gewinnung, die 
Umwandlung, den Bezug, die Speiche- 
rung, die Verwendung und die Abgabe 
von Gas, 

b) die Ein- und Ausfuhr von Gas, 


Die Erhebungen erfassen 
A. monatlich 

1. bei den Betrieben der Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgung von höch- 
stens 1 000 Unternehmen dieses Bereichs so- 
wie bei den Betrieben der Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgung der Un- 
ternehmen der anderen Bereiche 

1. die tätigen Personen, 

2. die Arbeiterstunden, 

3. die Lohn- und Gehaltsummen; 

Nummer 4 entfällt 

der Sachverhalt nach Nummer 1 wird auch 
für fachliche Betriebsteile erfaßt; 

11. unverändert 
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c) das Aufkommen, die Verwendung und 
die Abgabe von Koks und Nebenpro- 
dukten der Gasgewinnung sowie deren 
Bestände, 

d) den Bezug und die Verwendung von 
Einsatzstoffen zur Erzeugung und Um- 
wandlung von Gas sowie deren Be- 
stände; 

B. jährlich B. unverändert 

1. bei den Unternehmen der Elektrizitäts-, Gas- 
und Fernwärmeversorgung sowie bei höch- 
stens 2 000 Unternehmen der Wasserversor- 
gung 

für die Unternehmen und die fachlichen 
Unternehmensteile 

1. die tätigen Personen, 

2. die Arbeiterstunden, 

3. die Lohn- und Gehaltsummen, 

4. den Umsatz, 

5. die Investitionen, 

6. die Aufwendungen für gemietete und 
gepachtete Anlagegüter, 

7. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Er- 
zeugnisse am Anfang und Ende des 
Jahres, 

8. den Verkaufserlös aus dem Abgang von 
Anlagegütern, 

9. die Abgabe von 

a) Elektrizität, 

b) Gas, 

c) Fernwärme, 

d) Wasser; 

für Buchstaben a und b werden auch 
die Erlöse erfragt; 

10. den Wert der Ein- und Ausfuhr von 

a) Elektrizität, 

b) Gas, 

c) Wasser; 

die Sachverhalte nach Nummern 5 bis 7 wer- 
den auch für die Betriebe erfaßt; 

IL bei höchstens 1 100 der nach Ziffer I erfaßten 
Unternehmen 

1. für die Unternehmen 

a) den Material- und Wareneingang, 

b) die Kosten nach Kostenarten, soweit 
nicht bereits in Ziffer I Nr. 3 und 6 
genannt, 

c) die Umsatzsteuer, 

d) die Subventionen; 
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2. für die fachlichen Unternehmensteile 

a) den Materialverbrauch und den Wa- 
reneinsatz, 

b) die von anderen Unternehmen und 
den fachlichen Unternehmensteilen 
bezogenen Dienstleistungen, 

c) die Lieferungen und Leistungen an 
die fachlichen Unternehmensteile; 

IIL bei den Betrieben mit Anlagen zur Erzeu- 
gung von Elektrizität, sofern deren Unter- 
nehmen nicht nach Ziffer I erfaßt werden, 
für diese fachlichen Betriebsteile 

1. die Investitionen, 

2. die Leistung und die Belastung der An- 
lagen zur Erzeugung, zum Bezug und zur 
Abgabe von Elektrizität, 

3. den Verbrauch von und den Bestand an 
Brennstoffen für die Erzeugung von Elek- 
trizität; 

IV. bei den nicht nach Ziffer I erfaßten Unter- 
nehmen, die brennbare Gase erzeugen, ge- 
winnen, beziehen, umwandeln, speichern 
oder abgeben, 

1. die Erzeugung, Verwendung und Abgabe 
von 

a) Klärgas, 

b) Erd- und Erdölgas, Raffineriegas, Flüs- 
siggas und Normgas der Raffinerien, 

für die Unternehmen mit Anlagen zur 
Gewinnung und Erzeugung von Gas für 
die öffentliche Versorgung, 

2. die Abgabe von Gas für die Unterneh- 
men, die Flüssiggas beziehen und abge- 
ben, 

3. die Investitionen für die Unternehmen, 
die Erd- oder Erdölgas gewinnen oder 
Erd- oder Erdölgasleitungen erstellen 
oder betreiben, 

4. die Erzeugung, Verwendung und Abgabe 
von Gas sowie die Einsatzstoffe für die 
Gaserzeugung für die Betriebe, die Gene- 
rator- oder Spaltgas herstellen; 

C. alle 4 bis 6 Jahre C. unverändert 

bei den Unternehmen der Elektrizitäts-, Gas- 
und Fernwärmeversorgung und bei höchstens 
2 000 Unternehmen der Wasserversorgung, so- 
weit die Erhebung nicht nach Buchstabe B Ziff. II 
erfolgt, 

1. den Material- und Wareneingang, 

2. den Wert der sonstigen Vorleistungen, 

3. die gesetzlichen und freiwilligen Sozialauf- 
wendungen, 
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4. die Steuern — ohne Einkommen-, Körper- 
schaft- und Vermögensteuer — , 

5. die Subventionen, 

6. den Materialverbrauch und den Warenein- 
satz für die fachlichen Unternehmensteile. 

4. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§7 

Kennzeichnung 

Außer den nach §§ 2 bis 6 zu erhebenden Sach- 
verhalten werden Angaben zur Kennzeichnung von 
Unternehmen und Betrieben erhoben, soweit sie zur 
Beurteilung der Auskunftspflicht und für die Zuord- 
nung erforderlich sind. 

§8 

V erordnungser mächtigung 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. die Erhebung von Sachverhalten auszusetzen, 
sofern die Ergebnisse nicht mehr benötigt wer- 
den, 

2. zum Zwecke der Arbeitsersparnis die Berichts- 
zeiträume zu verlängern, 

3. für die Erhebungen nach § 3 Buchstabe C, § 5 
Buchstabe B und § 6 Buchstabe C die jeweiligen 
Erhebungs j ahre zu bestimmen. 

§9 

Auskunftspflichtige 

Auskunftspflichtig im Sinne des § 10 des Geset- 
zes über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314), zuletzt ge- 
ändert durch das Einführungsgesetz zum Strafgesetz- 
buch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469) 
sind die Inhaber oder Leiter der Unternehmen und 
die Leiter der Betriebe. 

§ 10 

Geheimhaltungsvorschriften 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§ 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke an die für die Wirtschaft zuständige 
oberste Bundes- und Landesbehörde, an andere 
oberste Bundes- und Landesbehörden mit Zustim- 
mung der für die Wirtschaft zuständigen obersten 
Bundes- oder Landesbehörde sowie an das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft im Rahmen seiner 
Mitwirkung an der Gemeinschaftsaufgabe nach Arti- 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


4. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§7 

unverändert 


§8 

V er Ordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. unverändert 


2. zum Zwecke der Arbeitsersparnis die Berichts- 
zeiträume zu verlängern, 

3. für die Erhebungen nach § 2 Buchstabe B, § 3 
Buchstabe C, § 5 Buchstabe B und § 6 Buchstabe C 
die jeweiligen Erhebungs j ahre zu bestimmen. 

§9 

unverändert 


§ 10 

Geheimhaltungs Vorschriften 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§ 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke 

1. an die für die Wirtschaft zuständige oberste 
Bundes- und Landesbehörde, 

2. an andere oberste Bundesbehörden, sofern die 
Anforderung mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft erfolgt. 
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kel 91 a Abs. 1 Nr. 2 des Grundgesetzes ist nur ohne 
Nennung des Namens und der Anschrift des Aus- 
kunftspflichtigen zulässig. 


(2) Einzelangaben über die Zahl der tätigen Per- 
sonen sowie über die Lohn- und Gehaltsummen 
dürfen für Verwaltungszwecke an Stellen und Per- 
sonen, die von einer obersten Bundes- oder Landes- 
behörde im Einvernehmen mit der für die Wirt- 
schaft zuständigen obersten Bundes- oder Landes- 
behörde bestimmt werden, ohne Nennung des Na- 
mens und der Anschrift des Auskunftspflichtigen 
weitergeleitet werden, wenn die Geheimhaltung 
nach § 12 Abs. 1 und 4 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke gewährleistet ist. 


(3) Die Weiterleitung von Einzelangaben unter 
Nennung des Namens und der Anschrift des Aus- 
kunftspflichtigen an die für die Wirtschaft zustän- 
dige oberste Bundes- und Landesbehörde ist auf An- 
forderung in Einzelfällen zulässig. Bei der Anforde- 
rung sind die Sachverhalte, über die Auskunft ge- 
fordert wird, zu bezeichnen. Der betroffene Aus- 
kunftspflichtige ist unverzüglich von der Weiterlei- 
tung der Einzelangaben unter Angabe des Zwecks 
der Anforderung zu unterrichten. § 11 Abs. 2 bleibt 
unberührt. 

(4) Abweichend von den Vorschriften des Absat- 
zes 3 gilt für das Land Berlin folgende Regelung: 

Die Weiterleitung von Einzelangaben unter Nen- 
nung des Namens und der Anschrift des Auskunfts- 
pflichtigen an die fachlich zuständige oberste Lan- 
desbehörde ist zulässig. § 1 1 Abs. 2 bleibt unberührt. 

(5) Eine Weiterleitung der nach § 3 Buchstabe B 
Ziff. II und III, Buchstabe C Ziff. I Nr. 10 bis 13 
und Ziff. II, § 5 Buchstabe A Ziff. II und III, Buch- 
stabe B Ziff. I Nr. 10 bis 14 und Ziff. II, § 6 Buch- 
stabe B Ziff. II und Buchstabe C Nr. 2 bis 5 erho- 
benen Einzelangaben ist ausgeschlossen; insoweit 
finden die Absätze 1 bis 4 keine Anwendung. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

3. an andere oberste Landesbehörden, sofern die 
Anforderung mit Zustimmung der für die Wirt- 
schaft zuständigen obersten Landesbehörde er- 
folgt, 

4. an das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft im 
Rahmen seiner Mitwirkung an der Gemein- 
schaftsaufgabe nach Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 2 
des Grundgesetzes 

ist nur ohne Nennung des Namens und der Anschrift 
des Auskunftspflichtigen zulässig. 

(2) Einzelangaben über die Zahl der tätigen Per- 
sonen sowie über die Lohn- und Gehaltsummen 
dürfen für Verwaltungszwecke an Stellen und Per- 
sonen, die von einer obersten Bundesbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft oder von einer obersten Landesbehörde im 
Einvernehmen mit der für die Wirtschaft zuständi- 
gen obersten Landesbehörde bestimmt werden, ohne 
Nennung des Namens und der Anschrift des Aus- 
kunftspflichtigen weitergeleitet werden, wenn die 
Geheimhaltung nach § 12 Abs. 1 und 4 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke gewährleistet 
ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) § 12 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke gilt auch für Personen, denen von die- 
sem Gesetz erfaßte Einzelangaben zugeleitet wer- 
den. 
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§ 11 

Erhebung und Aufbereitung 

(1) Die Angaben zu § 3 Buchstabe A Ziff. II, Buch- 
stabe B Ziff. II und III, Buchstabe C Ziff. II, zu § 5 
Buchstabe A Ziff. II und III sowie Buchstabe B Ziff. II 
werden vom Statistischen Bundesamt erhoben und 
aufbereitet. Ferner werden die Angaben zu § 6 Buch- 
stabe A Ziff. II über die Unternehmen der Gasver- 
sorgung, die nicht Unternehmen der öffentlichen 
Gasversorgung sind, und die Angaben zu § 6 Buch- 
stabe B — mit Ausnahme der Angaben zu Buch- 
stabe B Ziff. I Nr. 9 Buchstaben a und b, Nr. 10 
Buchstaben a und b, Buchstabe B Ziff. IV Nr. 1 
Buchstabe b — sowie die Angaben zu § 6 Buchstabe 
C vom Statistischen Bundesamt aufbereitet. 

(2) Die Angaben nach § 6 Buchstabe A Ziff. II, 
sofern sie nicht nach Absatz 1 vom Statistischen 
Bundesamt aufbereitet werden, sowie die Angaben 
zu § 6 Buchstabe B Ziff. I Nr. 9 Buchstaben a und b, 
Nr. 10 Buchstaben a und b, Buchstabe B Ziff. IV 
Nr. 1 Buchstabe b sind der für die Elektrizitäts- 
und Gaswirtschaft zuständigen obersten Bundes- 
und Landesbehörde oder den von ihnen bestimmten 
Stellen zuzuleiten. 

(3) Die Statistischen Landesämter stellen dem Sta- 
tistischen Bundesamt die von ihnen erhobenen Ein- 
zelangaben für Sonderaufbereitungen des Bundes 
auf Anforderung zur Verfügung. 

§ 12 

Kartei 

Beim Statistischen Bundesamt und bei den Sta- 
tistischen Landesämtern wird eine Kartei über die 
Unternehmen und ihre Teile geführt. Die Statisti- 
schen Landesämter teilen dem Statistischen Bundes- 
amt die hierzu erforderlichen Angaben und laufen- 
den Änderungen mit. 

§ 13 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) § 1 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über Kosten- 
strukturstatistik vom 12. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 245) erhält folgende Fassung: 

„1. im ersten Erhebungsjahr auf Unternehmen des 
produzierenden Handwerks, die nicht aufgrund 
des § 3 Buchstabe B Ziff. I oder des § 5 Buch- 
stabe A Ziff. I des Gesetzes über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe vom (Bundes- 

gesetzbl. IS. . . .) erfaßt werden, sowie auf die 
Unternehmen des übrigen Handwerks;''. 

(2) § 2 des Gesetzes über die Durchführung lau- 
fender Statistiken im Handwerk sowie im Gaststät- 
ten- und Beherbergungsgewerbe vom 12. August 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) unverändert 


(2) § 2 des Gesetzes über die Durchführung lau- 
fender Statistiken im Handwerk sowie im Gaststät- 
ten- und Beherbergungsgewerbe vom 12. August 
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1960 (Bundesgesetzbl. I S. 689) wird folgender Ab- 
satz 4 angefügt: 

„(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Betriebe, 
bei denen die Umsätze und tätigen Personen sowie 
die Wareneingänge und die Bestände an selbsther- 
gestellten fertigen und unfertigen Erzeugnissen so- 
wie an Roh-, Hilis- und Betriebsstoffen einschließ- 
lich fertig bezogener Einbauteile und Waren für Be- 
triebe aufgrund des Gesetzes über die Statistik 

im Produzierenden Gewerbe vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) erfaßt werden." 

§ 14 

Außerkraftsetzung bestehender Vorschriften 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. Das Gesetz über die Allgemeine Statistik in 
der Industrie und im Bauhauptgewerbe vom 
15. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 720), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Ergän- 
zung des Gesetzes über die Allgemeine Statistik 
in der Industrie und im Bauhauptgewerbe vom 
24. April 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 202), unbe- 
schadet des § 16 Abs. 2, 

2. die Verordnung zur Durchführung des Geset- 
zes über die Allgemeine Statistik in der Indu- 
strie und im Bauhauptge werbe vom 27. Juli 
1967 (Bundesanzeiger Nr. 140 vom 29. Juli 
1967), 

3. das Gesetz über die Allgemeine Statistik in der 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft und die Durch- 
führung des Europäischen Industriezensus in 
der Versorgungswirtschaft vom 24. April 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 204), 

4. die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Allgemeine Statistik in der Elektrizi- 
täts- und Gaswirtschaft und die Durchführung 
des Europäischen Industriezensus in der Ver- 
sorgungswirtschaft vom 30. April 1964 (Bundes- 
anzeiger Nr. 85 vom 9. Mai 1964), 

5. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Allgemeine Statistik in der 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft und die Durch- 
führung des Europäischen Industriezensus in 
der Versorgungswirtschaft vom 27. Juli 1967 
(Bundesanzeiger Nr. 140 vom 29. Juli 1967), 

6. die Verordnung über die Durchführung einer 
Statistik über den Auftragseingang in der Indu- 
strie vom 4. Januar 1973 (Bundesgesetzbl. I 
S. 12), 

7. die Verordnung über die Durchführung einer 
Statistik über den Auftragsbestand in der Indu- 
strie vom 4. Januar 1973 (Bundesgesetzbl. I 
S. 13), 

8. die Verordnung über die Durchführung einer 
Statistik über die Investitionen im Bauhaupt- 
gewerbe und im produzierenden Handwerk vom 
5. Juni 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 517), 
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1960 (Bundesgesetzbl. I S. 689) wird folgender Ab- 
satz 4 angefügt: 

„(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf die Be- 
triebe, bei denen der Umsatz und die tätigen Per- 
sonen, die Wareneingänge sowie die Material- und 
Warenbestände einschließlich fertiger und unfer- 
tiger Erzeugnisse aufgrund des Gesetzes über die 

Statistik im Produzierenden Gewerbe vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) erfaßt werden." 


§ 14 

unverändert 
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9. die Verordnung über die Durchführung einer 
Statistik über die Investitionen in der Industrie 
und im Bergbau vom 5. Juni 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 518), 

10. die Verordnung über die Durdiführung einer 
Statistik über den Auftragseingang im Bau- 
hauptgewerbe vom 19. Dezember 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1981), 

11. die Verordnung über die Durchführung einer 
Statistik über den Auftragsbestand im Bau- 
hauptgewerbe vom 19. Dezember 1973 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 1982). 


§ 15 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nadi § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) audi im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nadi § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

§ 16 

Inkrafttreten des Gesetzes, Übergangsregelung 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1, März 1975 in Kraft, 
soweit in Absatz 2 nidits anderes bestimmt ist. 

(2) § 3 Buchstabe A Ziff. I, § 4 Buchstabe C und 
§ 6 Buchstabe A Ziff. I treten am L Januar 1976 
in Kraft. Bis zu einem halben Jahr nach ihrem 
Inkrafttreten ist § 3 a Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Geset- 
zes über die Allgemeine Statistik in der Industrie 
und im Bauhauptgewerbe anzuwenden. 
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§ 14 a 

Stadtstaaten-Klausel 

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Ham- 
burg werden ermächtigt, die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden dem 
besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder an- 
zupassen. 

§ 15 

unverändert 


§ 16 

Inkrafttreten des Gesetzes, Übergangsregelung 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1976 in Kraft, 
soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) § 3 Buchstabe A Ziff. I, § 4 Buchstabe C und 
§ 6 Buchstabe A Ziff. I treten am 1. Januar 1977 in 
Kraft. Bis zum 30. Juni 1977 ist § 3 a Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Gesetzes über die Allgemeine Statistik in 
der Industrie und im Bauhauptgewerbe anzuwen- 
den. 
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